
DEUTSCHE AN EIN
Appell der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik in ihrer Sitzung vom 30. Januar 1951 an d<

„Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik billigt die Initiative der Regierung der Deutschen Demo­
kratischen Republik, die in dem Briefe des Herrn Ministerpräsidenten Otto Grotewohl am 30. November 1950 Herrn 
Bundeskanzler Dr. Adenauer den Vorschlag unterbreitete, Besprechungen über die Bildung eines Gesamtdeutschen 
Konstituierenden Rates aufzunehmen. Diese Initiative diente dem Zwedt, zur Erhaltung des Friedens, zur Wiederher­
stellung der Einheit Deutschlands und zum Abschluß eines Friedensvertrages eine Verständigung der Deutschen 
selbst herbeizuführen. Es wurde vorgeschlagen, einen Gesamtdeutschen Konstituierenden Rat einzuberufen, um die 
Bildung einer gesamtdeutschen, souveränen, demokratischen und friedliebenden provisorischen Regierung und die Be­
dingungen für die Durchführung freier, gesamtdeutscher Wahlen für eine Nationalversammlung vorzubereiten. Bis zur
Bildung einer gesamtdeutschen Regierung sollte der Gesamtdeutsche Konstituierende Rat den Regierungen der
UdSSR, USA, Großbritanniens und Frankreichs die entsprechenden Vorschläge für einen Friedensvertrag mit
Deutschland zur gemeinsamen Bestätigung unterbreiten.я

Diese Initiative der Regierung der Deutschen Demo­
kratischen Republik wurde vom ganzen deutschen Volke 
unterstützt, das eine Verständigung zwischen den Deut­
schen in Ost und West herbeisehnt und in der raschen 
Wiederherstellung der Einheit unseres Vaterlandes den 
Weg sieht, die mit einer Remilitarisierung und der Kriegs­
vorbereitung verbundene tödliche Gefahr von unserem 
Volke abzuwenden.

Die deutschen Männer und Frauen sind sich der großen 
Gefahr bewußt, die ihnen durch die Remilitarisierung und 
Kriegsvorbereitung droht. Das deutsche Volk will die 
Erhaltung des Friedens und die Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands. Es fordert darum die Anspannung 
aller Kräfte, um eine Einigung der Deutschen zur Wahr­
nehmung der Lebensinteressen unseres Volkes zu er­
zielen.

Ungeachtet des klaren Willens des deutschen Volkes 
zu Frieden, Einheit und nationaler Unabhängigkeit hat 
Bundeskanzler Dr. Adenauer seine Antwort auf das Ver­
ständigungsangebot des Herrn Ministerpräsidenten Otto 
Grotewohl verzögert, um inzwischen bedeutende Maß­
nahmen zur Wiederaufstellung einer deutschen Wehr­
macht und zur Wiedererrichtung der deutschen Kriegs­
produktion durchzuführen.

In seiner Erklärung vor einer Pressekonferenz am 
15. Januar 1951 hat Dr. Adenauer den Vorschlag der Re­
gierung der Deutschen Demokratischen Republik abgelehnt. 
Damit hat er bewiesen, daß er eine Politik der Revanche 
und des Militarismus verfolgt, die das deutsche Volk un­
weigerlich in die Katastrophe führen muß. Durch diese 
Revanchepolitik und die Militarisierung Westdeutsch­
lands beweist er, daß er nicht imstande ist, die nationalen 
Interessen des deutschen Volkes zu wahren, weil er eng 
mit ausländischen imperialistischen Kriegstreibern ver­
bunden ist.

Getragen von diesem Willen des deutschen Volkes 
wendet sich die Volkskammer der Deutschen Demokra­
tischen Republik an den Bundestag der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Vorschlag, gemeinsam einen Ge­
samtdeutschen Konstituierenden Rat einzuberufen, um 
eine Verständigung über alle Fragen herbeizuführen, die 
zur Sicherung des Friedens und zur Wiedervereinigung 
Deutschlands zu lösen sind. Die Volkskammer der Deut­
schen Demokratischen Republik erklärt sich bereit, im 
Geiste ehrlicher Verständigung die Verhandlungen über 
alle Fragen zu führen, die mit der Schaffung und den Auf­
gaben des Gesamtdeutschen Konstituierenden Rates ver­
bunden sind sowie auch solche Fragen zu erörtern, wie sie 
Dr. Adenauer in seiner Erklärung vom 15. Januar an­
gedeutet hat, und zwar:

1. Die Vertreter der Deutschen Demokratischen Re­
publik im Gesamtdeutschen Konstituierenden Rat werden 
bevollmächtigt sein, Vorschläge über die Bedingungen der 
Vereinigung Deutschlands konkret zu behandeln, ins-


